
In Beirut haben die Menschen den 190 Todesopfern der verheerenden Explosi-
on vom 4. August gedacht. Sie ließen weiße Ballons in den Himmel steigen. Bei
dem Unglück gab es zudem mehr als 6500 Verletzte. Foto: Anwar Amro/afp

Weiße Ballons für die Opfer

Komplett eingerichtet ist
Volker Wissing noch
nicht im neuen Büro im
Berliner Genscher-Haus.

Wo seine Prioritäten liegen, dar-
an lässt der neue FDP-General-
sekretär keine Zweifel: Ein neu-
er Wirtschaftsaufschwung muss
her.

HerrWissing, Sie wollen die Coro-
na-Sonderrechte der Regierung zu-
rücknehmen. Angesichts steigender
Infektionen der richtige Zeitpunkt?
VolkerWissing:Die Voraussetzung
für die Sonderrechte der Regie-
rung ist, dass eine Überlastung
des Gesundheitssystems droht.
Das ist aktuell nicht der Fall. Die
Regierung sagt selbst, die Lage
hat sich deutlich gebessert, die
für Coronapatienten vorgehalte-
nen Intensivbetten wurden redu-
ziert. Da wäre es doch eine Selbst-
verständlichkeit, das Parlament
wieder stärker einzubeziehen.

Umfragen zeigen, dass die Bürger zu-
frieden sindmit der Krisenpolitik.
In einer Pandemie gibt es nichts
Wichtigeres als das Verantwor-
tungsbewusstsein der Bürger. Um
eine breite Akzeptanz für die Ein-
haltung derMaßnahmen zu erhal-
ten, müssen wir diese besser er-
klären. Es muss für jeden ersicht-
lich sein, warumman woMasken
tragen muss – etwa im Nahver-
kehr oder im Büro. Der Bund kann
dieMaskenpflicht nicht mit staat-
lichem Zwang durchsetzen, weil
nicht in jedem Bahnwaggon ein
Polizist mitfahren kann.Wir wer-
den es auch nicht hinkriegen, dass
kein Jugendlicher mehr feiert.
Das zu erwarten, wäre naiv. Des-
wegen ist es so wichtig, dass wir
das Verantwortungsbewusstsein
derMenschen aktivieren, und das
schaffen wir nicht mit einer Zü-
gel-Anziehen-Rhetorik von Herrn
Söder.

Viele Branchen liegen am Boden.
Kommt bald eine Pleitewelle?
Diese Pandemie ist ein Stresstest
für die Wirtschaft. Sie hat schon
vor Corona an Effizienzschwäche
gelitten.Wir sind, was dasWachs-
tum angeht, unter unseren Mög-
lichkeiten geblieben, haben zu
wenig in Forschung investiert und
die Transformationsprozesse in
der Autoindustrie und imMittel-

stand haben zu lange gedauert.
Von der schleppenden Digitalisie-
rung ganz zu schweigen. Man
muss sich jetzt mit der Frage be-
schäftigen, wie man die Effizienz
der Wirtschaft steigern kann.

Nämlich wie?
Wir brauchenWirtschaftswachs-
tum! Was wir bisher hatten, hat

nicht gereicht. Jetzt brauchen wir
noch mehr, auch weil wir die
enormen Schulden finanzieren
müssen, die wir zusätzlich aufge-
nommen haben. Wir haben au-
ßerdem eine Bevölkerung, die für
mehr Klimaschutz auf die Straße
geht. Das müssen wir ernst neh-
men und entsprechende politi-
sche Angebote formulieren. Bei

Klimaschutz geht es um Genera-
tionengerechtigkeit, um eine ge-
samtgesellschaftliche Herausfor-
derung, die mit über die Entwick-
lungsmöglichkeiten und Chancen
eines jeden Einzelnen entschei-
det. Klimaschutz ist damit ein ur-
liberales Thema.

Trotzdem flirten viele Unternehmer
momentanmit den Grünen.
Die Grünen werden erklären
müssen, wie sie ohne zusätzliches
Wirtschaftswachstum die zusätz-
liche Staatsverschuldung, die de-
mographische Entwicklung und
die notwendigen Investitionen
für den Klimaschutz in den nächs-
ten Jahren finanzieren wollen. Ex-
akt an dieser Frage hängt der ge-
sellschaftliche Zusammenhalt.
Wir wollen eine Politik, die

Grundlagen dafür schafft, dass
Wohlstand für alle möglich ist.
Junge Menschen fragen sich heu-
te, ob sie auf eine Grundrente zu-
steuern oder wie ihre Eltern im
Alter in Urlaub fahren oder sich
ein Auto leisten können. Ohne
Wirtschaftswachstum geht das
nicht. Grüne Politik wirkt auf den
ersten Blick nicht unsympathisch,
in der Umsetzung ist sie aber oft
sehr unsozial, dirigistisch und be-
vormundend.

Spricht der Zeitgeist nicht gegen
Sie? Eine entfesselteWirtschaft hat
doch erst zur Klima- und anderen
Krisen geführt.
Exzesse, wie bei der Finanzkrise
etwa, müssen wir vermeiden. Das
war ein weltweites staatliches
Versagen. Der Vorteil der Markt-
wirtschaft besteht darin, dass es
einen Anreiz gibt, von der eige-
nen Kreativität und Leistung auch
zu profitieren. Wir brauchen ei-
nen Dreiklang der Freiheit: die
Freiheit des Individuums kombi-
niert mit der Freiheit der Gesell-
schaft und derWirtschaft. Wo der
Staat die Wirtschaft dominiert,
dominiert er in der Regel auch an-
dere Lebensbereiche. China ist
das beste Beispiel dafür.

Mit welcher Partei würden Sie Ihre
Pläne gerne umsetzen?
Wir haben mit allen Parteien des
demokratischen Spektrums
Schnittmengen. Ich bin übrigens
ein Freund von Koalitionsregie-
rungen, weil sie Clearingstellen
unserer Demokratie sind. Sie füh-
ren zu einer großen Akzeptanz
des Regierungshandelns.

Merz, Laschet oder Röttgen?
Ich traue es ihnen allen zu. Vor
allem Armin Laschet ist jemand,
der mit der FDP regieren will. Bei
ihm haben wir die Erfahrung ge-
macht, dass er seinen Regierungs-
partner wertschätzt und dessen
politische Idee achtet. Aber es ist
nicht Aufgabe eines FDP-Gene-
ralsekretärs, sich einen CDU-Vor-
sitzenden zu wünschen. Letztlich
müssen die Inhalte stimmen.

„OhneWachstumgeht das nicht“
FDPWohlstand und Zusammenhalt gebe es nurmit prosperierenderWirtschaft, betont der neue Generalsekretär
VolkerWissing im Interview. Die Grünen hätten dafür kein Konzept. Von Stefan Kegel und Igor Steinle

Warschau. Die deutsche Vizeprä-
sidentin des Europa-Parlaments
und frühere Bundes-Justizminis-
terin Katarina Barley ist seit Ta-
gen zum Spitzenthema in den
staatlichen polnischen Medien
geworden. Ihre Äußerungen wer-
den mit denen von Nazis vergli-
chen. Was ist geschehen?

In zwei Interviews – für den
Deutschlandfunk und den Spie-
gel – hatte die SPD-Politikerin ge-
fordert, dass die EU ihre Finanz-
mittel für Ungarn und Polen künf-
tig kürzen müsse, um ihre Forde-
rung nach Rechtsstaatlichkeit in

den beiden Ländern endlich
durchzusetzen. Der Europäische
Gerichtshof hat bereits mehrfach
die Aufhebung von Teilen der Jus-
tizreform gefordert, mit denen
die Unabhängigkeit der Gerichte
in beiden Ländern verletzt und
unliebsame Richter in den Vorru-
hestand versetzt wurden. Bisher
hatte dies jedoch kaum Folgen.

Im „Spiegel“ warf Barley dem
ungarischenMinisterpräsidenten
Viktor Orban zudem Korruption
vor. Dieser arbeite nicht nur dar-
an, den „Rechtsstaat Stück für
Stück abzubauen“, seine Regie-

rung sorge zudem dafür, das
EU-Gelder an ihre Vertraute ver-
teilt würden. So habe eine Firma
von Orbans Schwiegersohn einen
Millionenauftrag für neue Stra-
ßenlaternen erhalten.

Umstrittene Formulierung
In einer ersten Fassung des Inter-
views, das der Deutschlandfunk
mit Barley geführt hatte, war auch
zu lesen, dass die EU die Regie-
renden in Budapest und War-
schau „aushungern“ müsse. An
dieser Formulierung, die der Sen-
der mittlerweile mit der Begrün-

dung verändert hat, dass sie
„missverständlich zugespitzt“
worden sei, stoßen sich jetzt die
polnischen Medien.

„Ausgehungert wurden die Po-
len zum letzten Mal durch die
deutschen Nazis während des
Zweiten Weltkriegs“, sagte der
Chefredakteur der regierungsna-
hen Zeitung „Gazeta Polska“, To-
masz Sakiewicz. Die Abgeordne-
ten der polnischen Regierungs-
partei PiS im Europaparlament
würden jetzt einen Antrag auf Ab-
wahl Barleys stellen, wenn diese
nicht von selber zurücktrete, hieß

es in den Nachrichten des staat-
lichen Fernsehens.

In Brüssel laufen derzeit noch
die Verhandlungen über das neue
EU-Instrument, mit dessen Hilfe
die Kommission Rechtsstaatssün-
dern künftig unter Umständen
EU-Gelder kürzen dürfte. Den
von der Bundesregierung erarbei-
teten ersten Vorschlag des Rates
bezeichnete Barley als „zu zahn-
los“. „Uns geht es darum, Orbans
korruptem System die EU-Fi-
nanzmittel zu entziehen, nicht
dem ungarischen oder polnischen
Volk“, sagte sie.Dietrich Schröder

Polen vergleicht SPD-Politikerin Barleymit denNazis
Rechtsstaatlichkeit Vizechefin des EU-Parlaments hatte Finanzkürzungen fürWarschau und Budapest gefordert.

Kirchenmusiker und Jurist
Der neue FDP-General-
sekretär kennt die Berli-
ner Bühne bereits. Von
2004 bis 2013 saß der
50-Jährige im Bundes-
tag, war zeitweise fi-
nanzpolitischer Spre-

cher und Vizefraktions-
chef. Seit 2007 gehört
er dem FDP-Bundesvor-
stand an. 2016 zog der
studierte Jurist und ge-
lernte Kirchenmusiker in
den Landtag von Rhein-

land-Pfalz ein. In Mainz
ist er Superminister für
Wirtschaft, Verkehr und
Landwirtschaft, stell-
vertretender Minister-
präsident und FDP-Lan-
desvorsitzender. igs

Koalition
streitet über
Homeoffice

Berlin. Der Plan von Bundesar-
beitsminister Hubertus Heil
(SPD), einen Rechtsanspruch auf
24 Tage Arbeit im Homeoffice pro
Jahr einzuführen, sorgt für Streit
in der Großen Koalition. Führen-
de Unionsvertreter lehnten den
Vorstoß ab. Hermann Gröhe, der
als Fraktionsvize für die Arbeits-
marktpolitik zuständig ist, sieht
die entstandene Experimentier-
freude von Arbeitnehmern und
Arbeitgebern durch einen Rechts-
anspruch gefährdet. Peter Weiß
befürchtet eine Aufteilung der
Arbeitnehmer in zwei Klassen,
weil nicht alle im Homeoffice ar-
beiten können.

Nach Heils Gesetzentwurf, den
derzeit das Kanzleramt prüft, soll
jeder einen Anspruch auf 24 Tage
mobiles Arbeiten im Jahr haben,
wenn sich die Tätigkeit dafür eig-
net und keine betrieblichen Grün-
de zwingend dagegen sprechen.
Begründet der Arbeitgeber die
Ablehnung nicht innerhalb einer
festen Frist, gilt der Antrag für bis
zu sechs Monate als bewilligt.

Heil spricht immer von mobi-
ler Arbeit. Das umfasst alles, was
nicht im Büro stattfindet, auch
beispielsweise, wenn der Laptop
im Cafe oder auf einer Parkbank
aufgeklappt wird. Homeoffice,
also die Arbeit in der eigenen
Wohnung, ist nur ein Fall. Gesetz-
lich geregelt ist bisher nur Tele-
arbeit. Sie erfordert eine feste

Vereinbarung über die wöchent-
liche Arbeitszeit zu Hause sowie
einen Bildschirmarbeitsplatz, den
der Arbeitgeber fest einrichtet.
Dann gelten strenge Regeln bei
der Ausstattung.

Heil beruft sich bei seinem
Vorstoß auf den Koalitionsver-
trag. Dort steht allerdings nur die
Absicht, einen „rechtlichen Rah-
men“ zu schaffen. Der Arbeitge-
ber müsse die Ablehnung vonmo-
biler Arbeit begründen. Von ei-
nem Rechtsanspruch auf eine
Mindestzeit im Homeoffice ist
nicht die Rede.

Arbeitgeberpräsident Ingo
Kramer lehnte den Plan ab: Er ori-
entiere sich weder an den Mög-
lichkeiten der Unternehmen noch
an den Bedürfnissen der Beschäf-
tigten. Dagegen begrüßte ihn der
Bundesverband Digitale Wirt-
schaft als „einen Anfang und ein
erstes Zeichen“. Dieter Keller

Arbeit Die Union ist gegen
einen Rechtsanspruch,
den die SPDwill. Auch im
Koalitionsvertrag ist er
nicht vorgesehen.

Minister Hubertus Heil (SPD)
setzt auf mobiles Arbeiten.

Foto: Bernd von Jutrczenka/dpa

IS-Unterstützer
Festnahmen
in der Türkei
Istanbul. In der Türkei sind Si-
cherheitskräfte gegen mutmaßli-
che Anhänger der Terrormiliz Is-
lamischer Staat (IS) vorgegangen.
Insgesamt seien 25 Menschen
festgenommen worden, berichte-
te die staatliche Nachrichten-
agentur Anadolu. 24 von ihnen
seien irakische Staatsbürger, ei-
ner sei Finne. Vier Weitere seien
flüchtig. Nach der Befragung soll-
ten Abschiebungen eingeleitet
werden, hieß es. Die Türkei
schiebt immer wieder mutmaßli-
che IS-Anhänger ab. dpa

Die Rechte
Mitglied verliert
Waffenschein
Dortmund. Die Dortmunder Poli-
zei hat einem Ex-Oberbürger-
meister-Kandidaten der Kleinst-
partei Die Rechte den kleinen
Waffenschein entzogen. Die Par-
tei wird vom Verfassungsschutz
beobachtet. Der Politiker hatte
die Erlaubnis bereits 2018 und so-
mit vor seinem Wechsel zur Par-
tei Die Rechte erhalten. Einer
Überprüfung durch die Abteilung
fürWaffenrecht sowie den Staats-
schutz hielt der Lokalpolitiker
nach seinemWechsel nicht mehr
stand, teilte die Polizei mit. dpa

Corona
Von der Leyen ist
in Quarantäne
Brüssel. EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen hat
sich nach Kontakt zu einem Co-
rona-Infizierten in Quarantäne
begeben. Sie sei darüber infor-
miert worden, dass eine Person,
der sie am Dienstag vergangener
Woche bei einem Treffen begeg-
net sei, am Sonntag positiv auf
das neuartige Coronavirus getes-
tet worden sei, teilte von der
Leyen auf dem Kurznachrichten-
portal Twitter mit. Ein Coro-
na-Test bei ihr vom Donnerstag
sei negativ ausgefallen. dpa

Die Corona-
Sonderrechte der
Bundesregierung
gehören abgeschafft,
fordertWissing.
Foto: Frank Rumpenhorst/
dpa

Laschet will
mit der FDP

regieren.

Millionen Flüchtlinge lebten Mitte
dieses Jahres in Deutschland. Ende
2019 waren es noch 62 000 mehr Mi-
granten gewesen. Damit ist erstmals
seit neun Jahren die Zahl der Flücht-
linge zurückgegangen, berichtete die
„Neue Osnabrücker Zeitung“ unter Be-
rufung auf die Antwort des Bundesin-
nenministeriums auf eine Anfrage der
Linksfraktion. dpa
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